
mächtigsten Instrumente zur Unterdrückung des ar­
beitenden Menschen. Er zahlt auch die Kosten für die 
Ausbildung an den Schulen und an den Hochschulen, 
deren wichtigste gesellschaftliche Aufgabe im Staat des 
Kapitals es ist, die Bewußtwerdung des arbeitenden 
Menschen zu verhindern, die Erkenntnis der wahren 
gesellschaftlichen Zusammenhänge zu unterdrücken. 
Ist doch die Verhinderung der Entwicklung des Denk­
vermögens der arbeitenden Menschen geradezu die Be­
dingung für die Existenz der bürgerlichen Demokratie 
— der Verlust des Denkvermögens der Bürger aller­
dings der dafür zu entrichtende Preis!

In der Volksfremdheit des Beamten einerseits, der 
Ablehnung des Beamten durch die produktiven Ar­
beiter andererseits kommt der Widersinn ihrer Lebens­
bedingungen zum Ausdruck. Der Realität wider­
sprechend wird der Beamte vom Staat des Kapitals 
mit einer besonderen Würde und besonderer Ehre ver­
sehen, obwohl — zumal in den unteren Kategorien der 
Beamtenhierarchie — sein Anteil am gesellschaftlichen 
Reichtum nicht größer — oder gar kleiner — als der 
des Lohnarbeiters ist und nur die Art der Erlangung 
dieses Anteils — aus dem Verbrauch des Mehrwerts — 
ihn vom Lohnarbeiter, der diesen Mehrwert produziert, 
unterscheidet. Dem Inhalt der Staatsgewalt nach ist die 
Aneignung des Mehrwerts in verstaatlichten Betrieben 
im kapitalistischen Staat keine gesellschaftliche An­
eignung, sondern nur eine Sonderform der privaten 
Aneignung durch den Fiskus, eine Sonderform der 
Ausbeutung, weil die Interessen dieses Staates nicht 
die Interessen der Mehrheit der Gesellschaft sind. Ge­
sellschaftliche Aneignung ist es nur, wenn man unter 
Gesellschaft die herrschende Klasse versteht, wie in 
Rom und Griechenland das Volk nur die Sklaven­
besitzer waren.

Das Volkseigentum als neues Eigentumsrecht hat zur 
Voraussetzung und bedingt einen veränderten Inhalt 
der Staatsgewalt. Es hebt zugleich den Widerspruch 
zwischen dem Inhalt der Staatsgewalt und den Lebens­
interessen des arbeitenden Menschen auf. Der Staat 
der Werktätigen ist sein Staat. Der bisherige Beamte 
wird, wenn er sich der neuen Wirklichkeit bewußt 
wird, zum Werktätigen, zum Angestellten im öffent­
lichen Dienst. Er ist den von ihm Betreuten verant­
wortlich und rechenschaftspflichtig. Er untersteht ihrer 
Kontrolle, denn er ist ihr Funktionär. Es wäre wider­
sinnig, ihn auf Lebenszeit anzustellen. Er muß jeder­
zeit absetzbar sein, wenn er seine Aufgabe nicht oder 
nur schlecht erfüllt.

Der gesellschaftliche Anteil des im volkseigenen Be­
trieb erzielten Arbeitsprodukts, der sogenannte Ge­
winn, wird an verschiedene Empfangsberechtigte zur 
weiteren Verwendung überwiesen. Die Befugnis, dar­
über zu verfügen, kann wiederum nicht unmittelbar 
durch den Eigentümer ausgeübt werden, sie muß an 
einzelne dazu Berechtigte übertragen werden, die dieses 
Recht nach den Anweisungen des Volkes auszuüben 
haben. Die Anweisungen ergeben sich aus dem Plan. 
Die Bezeichnung „Gewinn“ für den gesellschaftlichen 
Anteil des Arbeitsprodukts ist ebenso traditionell über­
nommene Form wie die Bezeichnung „Lohn“ für den 
individuellen Anteil. Die alten Formen haben einen 
neuen Inhalt erhalten. Die Namen der Formen sind ge­
blieben, obwohl qualitativ etwas ganz anderes vor­
liegt. Den neuen Inhalten haften diese Bezeichnungen 
als Merkmale der alten Produktionsweise an, in deren 
Schoß sich die neue Produktionsweise entwickelte.

Ein Teil des gesellschaftlichen Anteils, 10% des Ge­
winns, ist nach der Bestätigung der Bilanz dem Direk­
torfonds zur Verbesserung der materiellen Lebens­
bedingungen der Arbeiter und Angestellten des Be­
triebes zur Auszahlung individueller Prämien und zu 
kulturellen Maßnahmen41) zuzuweisen42). Ein weiterer 
Teil, 5% des Gewinnes, ist für den Fonds für Ratio­
nalisierung und Erfindungswesen bestimmt43). Der Rest 
des Gewinnes ist an die Vereinigung zu überweisen44)

41) Vgl. Beschl. über die Einsetzung von Sozialdirektoren in 
volkseigenen Betrieben vom 22. Dezember 1948, ZVOB1. 48/691 
und die AO über die Aufgaben des stellvertretenden Direktors 
für die Kulturarbeit in den volkseigenen Betrieben vom 20. 
April 1949 ZVOB1. 49/288.

42) VO über die Finanzwirtschaft der volkseigenen Betriebe 
vom 12. Mai 1948, ZVOB1. 48/148 II, 6, Abs. 2, VII, 11a.

43) S. Anm. 42, VII, 11b.
44) s. Anm. 42, VII, 11b, 4.

und von ihr zur Zahlung der Einkommensteuer, zum 
Ausgleich von Verlusten anderer ihr angeschlossener 
volkseigener Betriebe und zur Auffüllung der Um­
laufsmittel zu verwenden45 *). Jeder volkseigene Betrieb 
hat außerdem die in dem Abschreibungsplan45) fest­
gesetzten Abschreibungsbeträge47) in der Passivseite 
der Bilanz aufzuführen. Die Vereinigungen haben die 
Abschreibungsbeträge der ihnen angeschlossenen Be­
triebe zu Lasten ihres Eigenkapitals an die Deutsche 
Investitionsbank48) abzuführen49). Diese erhält außer­
dem die in den Haushaltplänen der DWK, der ihr 
unterstehenden Verwaltungen, der übrigen zonalen 
Verwaltungen und der Länder für den Investitionsplan 
vorgesehenen Mittel50), sowie die Abschreibungsbeträge 
der übrigen volkseigenen Wirtschaft, z. B. Verkehr, 
Post- und Femmeldewesen, Handelsorganisation, MAS 
usw.51). Die Investitionsbank stellt dann diese Mittel 
den Investitionsträgern gemäß dem Investitionsplan 
wiederum zur Verfügung, und zwar sinngemäß den 
volkseigenen Betrieben zinslos und nicht rückzahlbar. 
Der Rest des Gewinnes, der den Vereinigungen zu­
fließt, ist dem zonalen Haushalt zuzuführen.

Der zur Erhaltung und Erweiterung der Bestände 
an Produktionsmitteln bestimmte Teil des gesellschaft­
lichen Anteils des Arbeitsprodukts fließt den Werk­
tätigen wiederum mittelbar zu, denn alle Investitionen 
in Produktionsmitteln wirken sich schließlich in der 
Vermehrung der Konsumtionsmittel aus. Die den 
Haushalten überwiesenen Beträge stehen zur Deckung 
der Kosten allgemeiner, staatlicher Aufgaben zur Ver­
fügung. Bei vollentwickelter Planwirtschaft auf der 
Grundlage des Volkseigentums an den Produktions­
mitteln entfällt die Notwendigkeit, Steuern von den 
Werktätigen zu erheben. Die Steuern sind als Er­
scheinungsform des gesellschaftlichen Lebens mit der 
Entwicklung der warenproduzierenden Gesellschafts­
formen entstanden, mit der Überwindung dieser Ge­
sellschaftsform, die als langer Prozeß mit der Planung 
ihren Anfang nimmt, werden sie auch wieder ver­
schwinden.

Die einzelnen Empfangsberechtigten des gesellschaft­
lichen Anteils des Arbeitsprodukts haben diese Beträge 
wiederum im Rahmen der Weisungen zu verwenden, 
die sie von den Repräsentativorganen des Volkes als 
Souverän und Eigentümer erhalten. Ihre Befugnisse 
sind diesen Organen gegenüber wieder unselbständig.

Der Gesetzgeber verwendet vielfach den Begriff des 
Rechtsträgers des Volkseigentums52). In der 2. Ver­
ordnung zur Ausf. des Bef. Nr. 64/48 der SMAD vom 
28. 4. 4853) sind als Rechtsträger neben den Vereini­
gungen Städte, Kreise, Gemeinden, Genossenschaften 
und die VdgB genannt, in der in Anm. 52 ange­
führten AO außerdem der FDGB und sonstige demo­
kratische Organisationen. Der Begriff des Rechtsträgers 
wird erforderlich, weil das Volk als Eigentümer die 
einzelnen Befugnisse zur Durchführung des Arbeits­
prozesses, zur Verfügung über das Arbeitsprodukt und 
zur Verwaltung volkseigener kultureller Einrichtungen 
nicht als Ganzes ausüben kann, sondern sie an einzelne 
übertragen muß, die sie nach dem Willen des Volkes 
und im Interesse des Volkes zu handhaben haben. Be­
greift man unter Rechtsträger denjenigen, der diese 
Befugnisse auszuüben hat, so ist der Inhalt dieses Be­
griffes mit dem des Verfügungsberechtigten identisch. 
Dies könnte man um so eher annehmen, als die Ver­
einigung sowohl als Verfügungsberechtigter54) wie auch 
als Rechtsträger bezeichnet wird.

45) S. Anm. 42, VIII, 16.
4«) 2. DFBeat. zur VO über die Finanzwirtschaft der volks­

eigenen Betriebe vom 22. Dezember 1948, ZVOB1. 49/3, insbes. 
Formular 5, S. 11.

47) 3. DFBest. zur VO der Finanzwirtschaft der volkseigenen 
Betriebe, Vorschriften über einheitliche Abschreibungen vom 
10. Januar 1949, ZVOB1. 49/43.

48) Vgl. AO zur Errichtung der Deutschen Investitionsbank 
vom 13. Oktober 1948, ZVOB1. 48/494.

49) AO über die Durchführung und Finanzierung des In­
vestitionsplans des Volkswirtschaftsplans der SBZ für 1949 
vom 30. März 1949, ZVOB1. 49/269, 5 10.

50) s. Anm. 49, § 9.
51) S. Anm. 49, 5 11.
52) Z. B. AO über die Übertragung der volkseigenen Betriebe 

an die Rechtsträger der VE vom 20. Oktober 1948, ZVOB1. 
48/502 unter 1.

53) ZVOB1. 48/141.
54) Anlage C des SMAD-Befehls Nr. 76 vom 23. April 1948, 

ZVOB1. 48/146, 11.
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